Wien Donnerstag den 11. März 1875. VIII. Jahrgang. Nr. 10. 


Oeſterreichiſche 


eitſchrift an Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redacteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


we 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. I. 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die Öfterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 f. 
vierteljährig If. Für das Ausland jährlich 3 Thaler 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverfiegelt, find portofrei. 


| Haben keine Wiſſenſchaft des öſterreichiſchen Verfaſſungs— 


Inhalt. und Verwaltungsrechtes. Leider aber dürften wir auch von der 

b b 3 8 letzteren Miſere nicht allzuweit entfernt ſein und daß wir es überhaupt 

e eee eee ae ui ben: Ven noch find, it nur auf Rechnung der Tüchtigkeit der öſterreichiſchen 

„ 4‘ evö z Der G diefer Erſcheinung dürfte aus— 
en e Bevölkerung zu ſetzen. Der Grund Dieter Erſch 9 f 


ee DE u: 15 teßlich i Ver if 3 Studiums des üfterreichtiche 
Auf Grund von Zeugenausſagen verfügte nachträgliche Eintragung in die ifraelitiſche ſchließlich in der e eee des ie 9290 I fi 115 5 chen 
.epurtsmatrikel von in einer nach ffraelitiſchem Gebrauche geſchloſſenen Ehe Verwaltungsrechtes liegen, und indem dieſes wieder entſprechend auf— 


erzeugten Kindern. genommen würde, mußten jene Uebel jedenfalls, wenn auch allmälig 
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0 R A Die Grundlage der gegenwärtigen Studienordnung der juridi⸗ 
Das äſterreichiſche Verwaltungsrecht an unſeren Uni- ſchen Facultät büdet bekanntlich der Miniſterialerlaß n 2. Sttober 

verſitäten. 1855, 3. 15.162. Darin wird als obligater Gegenſtand, als 3. Col⸗ 
legium über politiſche Wiſſenſchaften bloß „die Lehre über jene ad— 
miniſtrativen Aufgaben, welche weder der Juſtiz- noch der Finanzver⸗ 
waltung angehören und zwar mit möglichſter Hinweiſung auf 
die öſterreichiſchen Verhältniſſe, Einrichtungen und 
Geſetze“ bezeichnet und ſomit nur die allgemeine Verwaltungslehre, 
eine Art nationalökonomiſche Wiſſenſchaft, als das Fach angeführt, 
welches regelmäßig von den Docenten geleſen, von den Univerſitäts⸗ 
hoͤrern beſucht werden muß. Das öſterreichiſche Verwaltungsrecht, in 
ſoferne von einem ſolchen die Rede ſein konnte, denn es werden bloß 
einzelne Geſetze und Einrichtungen genannt, wird gewiſſermaßen in 
die Anmerkungen, Noten verwieſen, wohin man gelegentlich einen Blick 
werfen könne. Darnach kann man vom öſterreichiſchen Verwaltungs- 
rechte nicht mehr als von einem beſonderen Vortragsgegenſtande reden, 
man müßte ſonſt von einem Vortrage des öſterreichiſchen Civilrechtes 
in dem Falle ſprechen, wenn der Lehrer des gemeinen römiſchen 
Rechtes in einzelnen Capiteln darauf hinweist, daß und wie ſich ge— 
wiſſe römiſch⸗rechtliche Inſtitute in unſer bürgerliches Geſetzbuch ver⸗ 
erbt haben. Das aber wird Niemanden einfallen. 

In Punkt 3 desſelben Miniſterialerlaſſes wird doch unter 
den Fächern, welche „in angemeſſenen Zeiträumen zu halten“ ſind, 
„öſterreichiche Verwaltungs- und Finanzgeſetzkunde“ angeführt? — Nun 
et es für landesfürſtliche Behörden, ſei es für autonome Organe heran- da iſt dieſer Gegenſtand kein obligates Fach und man weiß, was von 
gebildet werde. Mit dem Streichen des öſterreichiſchen Verwaltungs- ſolchen freiwilligen Vorträgen zu halten iſt; ſie werden entweder nicht 
rechtes aus der Zahl der Vortragsgegenſtände müßte natürlich dasselbe geleſen, oder nicht beſucht. Dann iſt auch wohl zu berückſichtigen, daß 
auch den Rang einer Wiſſenſchaft einbüßen, oder vielmehr denſelben nur von einer Geſetzkunde die Rede iſt, keineswegs von einem Syſtem 
nie erreichen, fondern ſtets ein Conglomerat von Geſetzen und Ver- des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes. — Dabei blieb man nicht ſtehen. 
ordnungen bleiben, für welche der geiftige Zuſammenhang, der bele- Ein weiterer Miniſterialerlaß vom 2. October 1855, 3. 15.219 
bende Ueberſichtspunkt fehlt. Es müßten dadurch aber auch die zur | ſprach unter lit. d ſich über die Gründe für die Streichung der Ver⸗ 
Verwaltung des Staates berufenen Perſonen mehr und mehr bloße waltungsgeſetzkunde als obligates Fach folgendermaßen aus: es ſei 
mechaniſche Arbeiter werden, wodurch freilich nicht behauptet fein ſoll, „die Zeit, welche das Einſtudiren wandelbarer Einzelheiten 
daß nicht einzelne Männer ſich dennoch bis ganz nahe zum Ideale dieſer Geſetze in Anſpruch nehmen würde, nachdem die Kenntniß 
eines Adminiſtrators hindurchringen können; dies würde jedoch nur derſelben auch durch Benützung guter Handbücher erlangt werden kann, 
eine Ausnahme ſein. Daß wir nun in Oeſterreich — es iſt in wenigen an den Univerſitäten zweckmäßiger allgemein bildenderen Studien“ zu 
Staaten beſſer — vor der erſtern Thatsache ſtehen, iſt gewiß; wir widmen, und es ſei zu hoffen, daß gelegentlich der Vorträge der po⸗ 


Von Dr. Franz v. Juraſchek in Graz. 


Uns ſcheint, daß das Verwaltungsrecht für ſich keine abge⸗ 
ſchloſſene Wiſſenſchaft bildet, daß vielmehr dasſelbe mit dem Verfaſſungs⸗ 
rechte zuſammen erſt eine Wiſſenſchaft, das Staatsrecht, gebe und wir 
meinen deßhalb auch, daß an den Univerſitäten das Verwaltungsrecht 
uberhaupt nicht außer Zuſammenhang mit dem Verfaſſungsrechte be⸗ 
handelt werden konne, gleichwie bloß die Zulaſſung einer Habilitirung 
oder die Profeſſur für das Staatsrecht und nicht für einen ſeiner 
Haupttheile allein der richtige Vorgang ſein dürfte. Trotz dieſer unſerer 
Anſicht dürfen wir doch hier von dem Verwaltungsrecht allein ſprechen, 
weil es ja immerhin ein Ganzes für ſich iſt, wenn es auch ſtets auf 
ein Anderes hinweist und weil dasſelbe, für den Lernenden zum prak⸗ 
tiſchen Gebrauch den weitaus wichtigeren Theil des Staatsrechtes bil 
dend, ſich vernachläſſigt beſonders empfindlich rächt. Offenbar nämlich 
liegt die Bedeutung des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes als Lehr 
gegenſtand an den Univerſitäten einerſeits darin, daß dasſelbe dadurch 
in Verbindung mit dem Verfaſſungsrechte zu dem Range einer wahr— 
haftigen Wiſſenſchaft emporgehoben werde, andererſeits darin, 
daß auf dieſe Weiſe die Jugend zu tüchtigen Adminiſtratoren, 
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litiſchen Wiſſenſchaften und der Statiſtik dieſe Verwaltungsgeſetzkunde 
ihre entſprechende Berückſichtigung finden werde. Dieſe Worte haben 
doch keinen andern Sinn als: öfterreihifhe Verwaltungsgeſetz⸗ 
kunde iſt womöglich gar nicht vorzutragen. So wurden 
fie auch verſtanden und für ein Semeſter laſen die Docenten dieſen 
Gegenſtand nicht. In einem Miniſterialerlaſſe, namlich vom 7. Februar 
1856, 3. 2018 wird dieſes „Nichtleſen“ über Andringen der Ver⸗ 
waltungs⸗ und Finanzminiſterien gerügt, und die Abhaltung nicht obli⸗ 
gater Vorleſungen über Verwaltungs- und Finanzgeſetzkunde eindringlich 
befürwortet. Bei dieſem Miniſterialerlaſſe blieb die juridiſche Studien⸗ 
ordnung ſtehen. Wir haben ſomit keine obligaten Collegien über öſter⸗ 
reichiſches Verwaltungsrecht, ſondern bloß nicht obligate über öſterreichiche 
Verwaltungs- und Finanzgeſetzkunde, welche, wohlgemerkt, nach authen⸗ 
tiſcher Juterpretation eigentlich nur zum „Einſtudiren wandelbarer 
Einzelheiten von Geſetzen“ da ſind, nicht aber zum Vortrag einer 
Wiſſenſchaft. Weil ſie letzteres nicht ſein konnten, ſollten ſie es nicht 
werden können? 

Zweifellos iſt, daß dieſe Studienordnung in Bezug auf die 
Behandlung des Verwaltungsrechtes auch einfachen Anſprüchen nicht 
genügt. Wollen wir auch abſehen von der anderweitig feſtgeſetzten zu 
geringen Stundenanzahl, welche diefem Fache zugeſtanden wurde, ſo 
iſt doch. vor Allem klar, daß dieſer Gegenſtand kein fo unbedeutender 
iſt, als daß nicht obligate Vorträge demſelben entſprächen. Für 
eine große Anzahl Juriſten (gewiß für ein Drittel derſelben) iſt ja 
gerade das Verwaltungsrecht der Gegenſtand, nach deſſen Regeln und 
Normen ſie in ihrem künftigen Lebensberuf vorgehen und handeln 
ſollen; und da müſſen ſie eine große Anzahl anderer Gegenſtände, 
die ſie künftig vielleicht nie brauchen, obligat hören, ihren Fachgegen⸗ 
ſtand aber zu hören, ſteht in ihrem Belieben! Der richtigen Ein⸗ 
ſicht dürfte daher das Verwaltungsrecht kaum als obligates Fach ge⸗ 
nügen, ſondern fie würde ſich wohl für Errichtung von beſonderen 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten entſcheiden, in denen gerade dieſer 
Gegenſtand keine unbedeutende Rolle ſpielte. 

Weiter kann auch die gebotene Art des Vortrages wohl nicht 
befriedigen. Auf die hier vorgeſchriebene Form desſelben paßt ganz 
entſchieden die Bemerkung des Miniſterialerlaſſes vom 2. October 1855, 
wornach dieſe Vorträge zu entfallen hätten, weil ſich die Hörer den 
Gegenſtand felbſt einlernen könnten. In der That bezweckten dieſe 
Vorträge über Verwaltungs- und Finanzgeſetzkunde bloß ein Abrichten 
der Univerſitätshörer, ein Einlernen von Paragraphen, dazu aber iſt 
das Verwaltungsrecht doch kein Univerſitätsgegenſtand. Bei einer ſolchen 
Behandlungsart kann mau wohl von einem Eintrichtern von Geſetzen, 
niemals aber von einem Lehren eines Rechtes ſprechen. 

Ebenſowenig wie die geſetzlichen Beſtimmungen, entſprechen fer⸗ 
ner auch die Leiſtungen der Docenten in dieſem Fache allen gerechten 
Anforderungen. Der Grund iſt dazu freilich hauptſaͤchlich in den 
engen Feſſeln der Studienordnung zu ſuchen. Es kann hier natürlich 
nicht der Ort ſein, nachzuweiſen, wie in den letzten 19 Jahren an 
allen Univerſitäten Oeſterreichs das Verwaltungsrecht vorgetragen 
wurde, es führte dieſes zu weit. Uebrigens waren die Verhältniſſe 
überall ſo ziemlich gleich, man trug genau nach der Studienordnung 
vor und ſo dürfte es denn vielleicht genügen, wenn als ein Beiſpiel 
für alle hier die Thätigkeit der Univerſität zu Graz beſprochen würde. 
Es liegen uns die Vorleſeordnungen dieſer Univerſität von 38 Se— 
meſtern, vom Sommerſemeſter 1856 an bis zum Winterſemeſter 1874/5 
vor und wir können darnach deutlich drei Abſchnitte in der Art wie 
das Verwaltungsrecht vorgetragen wurde, unterſcheiden. In den erſten 
20 Semeſtern von 1856 1865/6 werden mit peinlicher Regelmäßig⸗ 
keit öſterreichiſche Verwaltungsgeſetztunde 17 Mal, öſterreichiſche 
Finanzgeſetzkunde 18 Mal als nicht obligate Collegien geleſen und 
zwar wird in den Semeſtern 1856, 1856/7, 1857. 1857/8 dieſe 
Eigenſchaft derſelben ausdrücklich hervorgehoben, was ſpäterhin entfällt. 
Als obligates Colleg erſcheint ein Vortrag unter dem Titel: „Ueber 
innere Verwaltungspolitik oder die Lehre von den adminiſtrativen Auf⸗ 
gaben, welche weder der Juſtiz- noch der Finanzverwaltung angehören;“ 
derſelbe wiederholt ſich unter dieſem und anderen Namen, wie: poli⸗ 
tiſche Wiſſenſchaft oder die Lehre u. ſ. w., „Verwaltungspolitik, Ver⸗ 
waltungslehre! ꝛc. im angegebenen Zeitraum 12 Mal. Außer den 
angeführten Vorträgen werden in allen 20 Semeſtern nur noch vier 
Collegia über den öſterreichiſchen Verwaltungsorganismus, natürlich 
als nicht obligate Vorträge gehalten. Wir ſehen alſo in dieſem 
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Zeitraum knappes Anſchließen an die Vorſchrift in jeder Beziehung, 
was ſogar ſo weit geht, daß wiederholt zwei Docenten das gleiche Col⸗ 
legium in einem Semeſter leſen, nur um nicht von der Studienord⸗ 
nung abzuweichen. 

Anders im 2. Abſchnitte von 1866 — 1871/2. In dieſen 12 Se⸗ 
meſtern wurde die Verwaltungsgeſetzkunde bloß 1 Mal, die Finanz⸗ 
geſetzkunde bloß 5 Mal, die Verwaltungslebre noch 7 Mal vorgetragen. 
Man befolgte alſo die Studienordnung viel weniger genau, offenbar 
erkannte man, daß das Paragraphenvortragen denn doch überflüſſig ſei, 
aber für das Verwaltungsrecht Oeſterreichs war damit nichts geſchehen. 
Das öſterreichiſche Verwaltungsrecht ſchien nun völlig hinausgeworfen 
zu ſein aus dem Kreiſe der Univerſitätsvorträge und es dürfte wohl 
in dieſen Jahren geſchehen ſein, was uns ein Adminiſtrativbeamter 
erzählte, nämlich, daß er trotz vierjährigen Aufenthaltes an einer öfter- 
reichiſchen Univerfität, doch erft in der Praxis etwas vom öſterreichi— 
ſchen Verwaltungsweſen kennen lernte. 

Mit der Veränderung der Rigoroſenordnung durch die Mini— 
ſterial⸗ Verordnung vom 15. April 1872 trat auch in der Behandlung 
des beſprochenen Gegenſtandes eine Aenderung ein. Es hatte dieſe 
Verordnung im $ 2 als Gegenſtände des 3. Rigoroſums bezeichnet: 
„Allgemeines und öſterreichiſches Staatsrecht, Völkerrecht und politiſche 
Oekonomie (Nationalökonomie, Finanzwiſſenſchaft)“. Damit war bei 
richtiger Juterpretation auch das Verwaltungsrecht, nicht wie früher 
bloß die politiſche „Geſetzkunde“ zum Prüfungsgegenſtande erhoben 
und erſchien in gewiſſer Beziehung die juridiſche Studienordnung von 
1855 durchbrochen zu ſein. Vielleicht diefem Ideengang Raum gebend 
wurde an der Univerſität in Graz in den 6 Semeſtern 1872—1874/5 
der Verſuch gemacht, eine zweckmäßigere Behandlung des Verwaltungs⸗ 
rechtes einzuführen. Zwar in den Winterſemeſtern wurde noch regel: 
mäßig Verwaltungslehre geleien aber in den drei Sommerſemeſtern tra⸗ 
ten neue Collegia auf; nämlich 1872 Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
geſchichte Oeſterreichs ſeit Maria Thereſia, 1873 öſterreichiſches Ver⸗ 
waltungsrecht als 2. Theil des (im Winterſemeſter geleſenen) öſter— 
reichiſchen Staatsrechtes, und 1874 das Gemeindeweſen der öfterr.. 
ungar. Monarchie. Wir anerkennen, daß damit ein weſentlicher Fort⸗ 
ſchritt gegen die früheren Zeiträume erzielt iſt, denn das Verwaltungs⸗ 
recht, wird wenigſtens nach hiſtoriſch⸗ſyſtematiſcher Methode gelehrt, 
ein einzelnes Capitel aus demſelben erſcheint auch als Gegenſtand 
eines beſonderen Collegiums: aber doch iſt die Vertretung des Ver⸗ 
waltungsrechtes eine ſehr magere. der Hochſchüler kann im beſten 
Falle nur zwei Collegia während feiner ganzen Univerſitätszeit hören 
und vor allem noch fehlt ein Verwaltungsrechts-Prakticum. 

Blicken wir zurück auf die dargeſtellte Thätigkeit der Grazer 
Univerſität in dem beſagten Gegenſtande (und wie bemerkt, iſt die 
Thätigkeit aller öſterreichiſchen Univerſitäten diesbezüglich ziemlich 
ähnlich), ſo finden wir anfangs ein ſclaviſches Anſchließen an die Stu⸗ 
dienordnung und deßhalb, wie ausgeführt, eine ungenügende rein 
mechaniſche Behandlung des Verwaltungsrechtes; ſpäter entfällt dieſe 
bedingungsloſe Unterwerfung, und der Gegenſtand wird ganz vernach⸗ 
läſſigt; ſchließlich werden Verſuche gemacht, den Gegenſtand entſpre⸗ 
chender zu behandeln, aber ſie ſind nicht zahlreich genug, entſprechen 
nicht allen Anforderungen und documentiren ſich durch den Mangel 
an Beſtändigkeit eben als bloße Experimente. Die gleich anfangs auf⸗ 
geſtellte Behauptung, daß das öſterreichiſche Verwaltungsrecht keine 
genügende Behandlung findet, dürfte ſo ziemlich erwieſen ſein. 
Wie aber könnte darin eine vortheilhafte Aenderung hervorgerufen 
werden? — m. 

Wie geſagt, muß das Verwaltungsrecht an den univerſitäten 
gelehrt werden, damit es ſelbſt eine wiſſenſchaftliche Ausbildung erhalte 
und damit gewiegte Adminiſtratoren herangezogen werden. Ein Ge⸗ 
genſtand findet aber eine wiſſenſchaftliche Weiterbildung keineswegs dadurch, 
daß er nach ſeinen einzelnen Stücken auseinandergelegt wird und dadurch 
daß dieſe Theile wieder abgeſondert und zuſammenhangslos vorgetragen 
werden (Geſetzkunde); auch nicht dadurch daß gelegentlich der Darſtel⸗ 
lung eines andern Gegenſtandes der erſtere beſprochen wird (Verwal⸗ 
tungslehre). Nur damit kann vielmehr ein Gegenſtand wiſſenſchaftlich 
weitergebildet werden, daß feine Beſtandtheile in ihrem Zuſammen⸗ 
hange erfaßt, als ein Ganzes gegeben werden, daß man das Ganze 
wie den Theil nach ſeiner Entstehung, Entwicklung und weiteren 
Ausbildung, endlich nach feinem gegenwärtigen Beſtande durchforſcht 
und darſtellt, kurz daß man die hiſtoriſch⸗ſyſtematiſche Methode auf 


ihn anwendet und denſelben in einem Syſtem wiedergibt. 
Das öſterreichiſche Verwaltungsrecht jedoch in einem Syſteme dar⸗ 
ſtellen, dürfte bei dem gegenwärtigen Stande desſelben ſehr ſchwierig 
ſein, es dürften fich zum mindeſten eine nicht geringe Anzahl Lücken 
ergeben und wie dieſe ausfüllen? Auch hier hat die wiſſenſchaftliche 
Behandlung einzutreten. Es fehlt nämlich und wird ſtets dem Ver⸗ 
waltungsrechte fehlen die belebende Kraft der Gerichtspraxis, wie ſie 
das Civilrecht ſeit Jahrhunderten empfunden. Dieſes erfriſchende Ele⸗ 
ment ſoll künſtlich erfegt werden und zwar in der Form eines Col- 
le gium practicum an den Univerſttäten. Indem in einem ſolchen 
wirklich ſtattgebabte oder künſtlich conſtruirte Fälle zur Beſprechung 
und theoretiſchen Entſcheidung kämen, würde damit für die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Auslegung der einzelnen Geſetze, für die Aufweiſung ihres 
Zuſammenhanges, für die Auffindung und wiſſenſchaftliche Löſung folder 
Fälle, welche in den Geſetzen nicht vorgeſehen ſind, ſehr Vieles gethan 
werden können. 

Die Heranbildung der Jugend wiederum in irgend welcher 
Wiſſenſchaft wird keineswegs erzielt, indem man ihr das rohe Ma⸗ 
terial derſelben einlernen hilft. Das kann in der That jeder ſelbſt. 
Niemand braucht einen Univerſitätslehrer gehört zu haben um Pa- 
ragraphe und Geſetze auswendig zu lernen; dafur genügt es, daß 
das Reichsgeſegblatt, daß einzelne Geſetzesausgaben veröffentlicht werden, 
die jeder leſen und lernen kann. Was aber nöthig iſt, und was ſich 
der Praktiker, eingeengt in den Aufgaben ſeines Berufes, ſehr ſchwer 
erringen kann, das iſt der geiſtige Ueberblick über das Ganze ſeines 
Gegenſtandes, in dem er arbeitet; das iſt, man möchte ſagen, das 
Auffaſſen des Gegenſtandes aus der Vogelperſpective. Dies wird beim 
Verwaltungsrecht durch keine Lebre der Geſetzeskunde erzielt werden 
können, ſondern ausſchließlich nur durch die Darſtellung in einem 
Syſteme. Darin allein werden die einzelnen Geſetze nach ihrem 
Hauptinhalte im Zuſammenhange erſcheinen und nach ihrem Geiſte 
aus einem Mittelpunkte beleuchtet werden können. Indem ſo der 
Lernende jedes einzelne Geſetz nur als Theil des ganzen Rechtes 
in Beziehung zu andern ähnlichen und gleichen kennen lernt, wird 
er im praktiſchen Leben nie die Rückſicht auf das Ganze aus dem 
Auge verlieren, vie ein mechaniſcher Arbeiter werden konnen. Mit 
der Kenntniß eines Syſtems, das darf wohl geradezu behauptet werden, 
iſt jedoch Niemand in irgend welcher Wiſſenſchaft auch völlig ausge⸗ 
bildet, er kennt dann wohl die Wiſſenſchaft, wird er ſie auch ver⸗ 
werthen können? Daß dieſe Einſeitigkeit nicht bezüglich des öſter⸗ 
reichiſchen Verwaltungsrechtes bei den austretenden Univerſttätshörern 
zum Vorſchein käme, das wäre wiederum nur durch ein Practicum 
des Verwaltungsrechtes zu verhindern. In einem ſolchen würde 
der Hörer die höhere Kunſt lernen, die Geſetze an richtiger Stelle 
richtig anzuwenden, complicirte Verhältniſſe in einfache Thatsachen 
auseinander zu legen, endlich gegebene Fälle geſetzmäßig zu entſcheiden. 
— Aus beiden Gründen alſo, weßhalb das Verwaltungsrecht an 
Univerſitäten, vorzutragen iſt, zeigt ſich einerſeits die Darſtellung des⸗ 
ſelben in einem Syſteme, andererſeits die Lehre von feiner Anwen⸗ 
dung in einem collegium practicum als abſolut nothwendig. Auch 
kann, ſolange nicht auf dieſe Weiſe vorgegangen wird, von einer 
wahrhaften Nutzen bringenden Behandlung des öſterreichiſchen Ver⸗ 
waltungsrechtes nicht die Rede ſein. 8 

Wie nun dieſes Syſtem, dieſes collegium practicum beſchaffen 
ſein und durchgeführt werden ſollte, das kann bei dem begrenzten 
Raum hier unmöglich ausgeführt werden, uns muß es genügen, 
bloße Grenzlinien in Kürze zu geben. 

Ein Syſtem des öͤſterreichiſchen Verwaltungsrechtes 
bätte hauptſächlich eine Darſtellung des gegenwärtig geltenden Rechtes, 
das Recht im bleibenden, ruhigen Zuſtande zu geben. Es würde ſich 
dafur empfehlen, die ſämmtlichen, jetzt geltenden Geſetze und Ver 
ordnungen nach entſprechenden, wiſſenſchaftlichen Gruppen höherer und 
niererer Gattung ſyſtematiſch zu ordnen, aus ihrem Inhalt und Geiſt 
das durch ſie beſtehende und geſchaffene Recht im entſprechenden Ger 
biete gewiſſermaßen herauszufiltriren und darzustellen. Nothwendig 
wäre, daß dabei die Quellen des Rechtes ſich nicht den Augen des 
Hörers entzögen, vielmehr ſtets deutlich ſichtbar blieben und ſo die 
Darſtellung, klar und ſcharf vor Augen tretend, auch ſtets durch die 
geltenden Geſetze geprüft werden könne. Die ſich ergebenden Lücken 
wären aufzuweiſen und entweder durch wiſſenſchaftliche Behandlung 
zu beſeitigen oder für das Eingreifen der Geſetzgebung zurecht zu 


— 


richten. Als oberſte Geſichtspunkte wären immer der Staatsbegriff, 
die höchſten Staatsgewalten und der Staatszweck feſtzuhalten, die 
einzelnen Theile des Rechtes damit in Einklang zu ſtellen. Jedem ein⸗ 
zelnen Abſchnitte, jedem wichtigeren Inſtitute müßte zum beſſern Ver⸗ 
ſtändniß eine Einleitung vorausgehen, welche die geſchichtliche Entwick⸗ 
lung des gegenwärtigen Zuſtandes in Oeſterreich aufzuweiſen hätte. 
Bei einer umfangreicheren und genaueren Behandlung des öſterreichi⸗ 
ſchen Verwaltungsrechtes in dem Falle etwa, wenn eigene ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Facultäten eingerichtet würden, könnte man auch ein be 
ſonderes Collegium über Geſchichte des öſterreichiſchen Verwaltungs⸗ 
rechtes leſen, gewiſſermaßen das Recht im Fluſſe darſtellen. Gegen⸗ 
wärtig muß man ſich dieſe Ausführlichkeit verſagen, einmal weil zu 
einer tiefer eindringenden Arbeit die nothwendigen Vorarbeiten noch 
fehlen und dann, weil durch die ſprunghafte Entwicklung des Ver⸗ 
waltungsrechtes überhaupt und auch des öſterreichiſchen die hiſtoriſche 
Darſtellung ſehr erſchwert wird, faſt unmöglich iſt. Es bleibt ſomit 
nur die angeführte Einfuͤgung des geſchichtlichen Materiales übrig. 
Als beſondere Theile des Verwaltungsrechtes wären an entſprechenden 
Orten einzufügen die Lehren von dem zur Ausübung des vorangehend 
dargeſtellten Rechtes berufenen Organismus, welchen beſonderen Theilen 
wiederum eine geſchichtliche Einleitung vorausgeſchickt werden müßte. 
Auf dieſe Weiſe etwa könnte ein Bild der gegenwärtigen Staatsver⸗ 
waltung in Oeſterreich und eine ſyſtematiſche Darſtellung des geſammten 
Rechtes gegeben werden, wobei die geſchichtlichen Ausführungen zur 
Vertiefung des Verſtändniſſes zu dienen hätten. Der Vortheil, welcher 
damit erzielt würde, iſt klar. Die Wiſſenſchaft des Verwaltungs- 
rechtes würde eine in ſich geſchloſſenere, vollendetere werden, indem 
viele Lücken ſich durch Anwendung wiſſenſchaftlicher Hilfsmittel be⸗ 
heben ließen, andere durch die Gefetzgebung, die erſt dadurch auf fie 
aufmerkſam würde, gelöst werden könnten. Das Verwaltungsrecht 
ſchlöße ſich auch weit eher zu einem einheitlichen Ganzen ab, indem 
die einzelnen Theile gegenſeitig durch ihre Anordnung und Einſchach⸗ 
telung belebend und klarend auf einander wirkten. Endlich wäre damit 
ein wiſſenſchaftlicher Boden für den adminiſtrativen Weiterbau des 
Staates gewonnen. Für den Lernenden wäre dadurch die Möglichkeit 
gewährt, eine umfangreiche Kenntniß und einen alles durchgeiſtigen⸗ 
den Ueberblick der geſammten Geſetze zu erlangen. Das Bedürfniß 
beider Theile würde auch das collegium practicum befriedigen. 
In einem ſolchen Colleg würde der Vortagende, da leider Samm⸗ 
lungen praktiſcher Fälle des Verwaltungsrechtes, wie für das römiſche 
Recht etwa die von Girtanner oder Ihering ſind, wenigſtens unſeres 
Wiſſens nicht gedruckt find, entweder nach eigener oder fremder Er- 
fahrung wirklich ſtattgehabte, oder künſtlich conſtruirte Fälle, vielleicht 
ſchriftlich den Hörern vorlegen, oder auch bloß zur Vorleſung bringen. 
An den Vortrag reihte ſich die Klarſtellung der Thatſache und dann 
erfolgte die Beſprechung. Dieſe Beſprechung bezweckte die eigene Ein- 
ſicht des Lernenden zu erwecken, ihn anzuleiten, das für den Fall 
paſſende Geſetz, den entſprechenden Paragraphen u. ſ. w. zu finden. 
Um die Einſicht zu vertiefen, zu ſchärfen, könnte man die Thatſachen 
verſtellen, die Verhältniſſe ändern und nun die Hörer unterſuchen 
laſſen, ob nun noch die gleichen Paragraphe, das gleiche Geſetz an— 
wendbar iſt, wenn es unanwendbar, dann, welches andere jetzt 
einſchlüge u. ſ. w. Dieſe Methode wäre auf alle Details des Falles 
anzuwenden, alle zu treffenden Gelee wären durchzunehmen und ſo 
den Lernenden eine gewiſſe Fertigkeit in der Auffindung und Anwen— 
dung der einſchlägigen Geſetze und Geſetzesgruppen beizubringen, wo— 
durch die Kenntniß der Geſetze überhaupt geſtärkt und gefördert werden 
müßte. In der Beſprechung wäre auch eine Erläuterung über den 
Lauf der Schriftſtücke, über die competenten Behörden oder Organe, 
kurz über den ganzen Geſchäftsgang einzuflechten. Den Schluß bildete 
natürlich die theoretiſche Entſcheidung des Falles, bei welcher 
wiederum die Form der Entſcheidung, der Schriftenlauf, die Abwick— 
lung des Falles zu lehren wäre. Bei ſchwierigeren Stücken würde es 
ſich empfehlen, dieſelben zur ſchriftlichen, detaillirten Ausarbeitung den 
einen oder anderen der Hörer nach Hauſe mitzugeben. In einer ſolchen 
Arbeit wäre Alles, was ſonſt mündlich in vorgedachter Weiſe verhandelt 
würde, ſchriftlich zu erledigen, und bei Einbringung derſelben wäre 


darüber zu berichten, wobei die Fehler und Mängel beleuchtet und 


befeitigt würden. Finde der Vortrag beſondern Anklang, fo könnte 
ein oder der andere Fall an zwei Hörer zur Für⸗ und Gegenrede 
übergeben werden, wo dann wieder muͤndliche oder ſchriftliche Aus— 


führung möglich wäre, Auf dieſe Weiſe ließe ſich das ganze Gebiet 
des Verwaltungsrechtes, ſowohl die Angelegenheiten der Behörden als 
auch die der autonomen Organe in einzelnen Fällen praktiſch behandeln. 

Der Gewinn würde wieder ein zweifacher ſein. Die Univerſi⸗ 
tätshörer würden in Zukunft nicht mehr als bloße Theoretiker im 
Verwaltungsrechte die Univerſität verlaſſen, ſie würden in gewiſſer 
Beziehung zu Praktikern herangezogen und könnten unmittelbar im 
Leben ihre praktiſche Verwendung finden, ohne erſt viele Zeit und 
Mühe mit den Anfangsbegriffen der Praxis verlieren zu müſſen. Aber 
auch die Wiſſenſchaft gewönne. Die wiederholten Practica könnten 
auf die künftigen Beamten und autonomen Organe einen ſolchen 
Einfluß nehmen, daß unfertige, ſchwächliche oder gar widerſprechende 
Entſcheidungen, wie fie gegenwärtig oft von dem gleichen Gemeinde 
Ausſchuß, Landes⸗Ausſchuß oder Bezirkshauptmann gefällt werden, 
ſelten vorkämen. Dies machte ſich rückwärts auf die Wiſſenſchaft 
geltend, indem die gleichmäßige Spruchpraxis wiederum ſie klärte 
und ausbildete. Hauptſächlich aber gäben ſolche Practica den Anlaß, 
die Geſetzesauslegung wiſſenſchaftlich zu betreiben, die Lücken der Ge 
ſetze, das Zuſammenklappen oder Nichtzuſammenklappen der Geſetze 
für denſelben Gegenſtand aufzufinden, und die Löſung für alle dieſe 
Mängel zu ſuchen. Es wäre hier überhaupt der Gewinn zu erlangen, 
welchen die römiſchen Juriſten bei ähnlicher Thätigkeit für ihr Civil— 
recht einheimſten und der ſich, freilich nach langer Arbeit, als das 
Syſtem des Civilrechtes darſtellte. — 

Die Forderungen, welche wir ſomit im Vorhergehenden auf— 
geſtellt haben, gehen in zwei Richtungen. Einmal wenden ſie ſich zur 
Organiſation der Univerſitätsſtudien und beſtehen darauf, daß, inſolange 
nicht eine beſondere ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät eingerichtet wird, 
das Verwaltungsrecht ausdrücklich als obligater und Prü— 
fungsgegenſtand auch für die Staatsprüfungen aufgenom- 
men werde. Selbſtverſtändlich reſultirte daraus eine Erhöhung der 
Stundenzahl, eine Vermehrung der Docenten. Zweitens richten ſich 
diefe Forderungen an die Docenten des beſprochenen Faches und ver⸗ 
langen, daß das Verwaltungsrecht als Syſtem nach der hiſtoriſch— 
ſyſtematiſchen Methode dargeſtellt werde, und daß vor allem 
collegia practica auch in dieſem Gegenſtande eingerichtet werden. 
Wir ſind überzeugt, daß dieſe Forderungen um ſo gerechter ſind und 
um ſo mehr Anſpruch haben, beachtet zu werden, als in unſerem 
Staate endlich zum allgemeinen Wohl die Verfaſſungsſtreitigkeiten ſich 
legen und die Zeit der adminiſtrativen Reformen anhebt. Damit wird 
nun neuer Stoff für das Verwaltungsrecht geſchaffen, und mehr und 
mehr adminiſtrative Bildung bei den berufenen Perſonen gefordert, 
ſo daß die Bewältigung des Materiales zur entſprechenden Verwer⸗ 
thung und Uebertragung auf Andere eine ſtreng wiſſenſchaftliche Hand 
verlangt. Wir hegen daher die Ueberzeugung, daß auf der Erfüllung 
obgenannter Forderungen ausſchließlich die Zukunft des Verwaltungs⸗ 
rechtes ruht, ja daß es mit ihr ſich zur Wiſſenſchaft erhebt oder fällt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auf Grund von Zeugenausſagen verfügte nachträgliche Eintra⸗ 
gung in die iſraelitiſche Geburtsmatrikel von in einer nach iſrae⸗ 
litiſchem Gebrauche geſchloſſenen Ehe erzeugten Kindern ). 


Mit Eingabe vom 4. März 1872 ſtellte Freude H. im Wege 
der Bezirkshauptmannſchaft von S. das Begehren an die Statthal- 
terei, es mögen ihre in der Ehe mit dem anno 1865 verſtorbenen 
Jankel H. erzeugten Kinder Majer, geb. 1852, und Eſter, geb. 1854, 
in die Geburtsmatrik der iſraelitiſchen Gemeinde G. nachträglich ein— 
getragen werden. Behufs Conſtatirung der für die verlangte Matri⸗ 
culirung erforderlichen Thatſachen machte die Geſuchſtellerin zwei Zeu⸗ 
gen, den im Alter von 60 Jahren ſtehenden Salomon K. und den 55jähri⸗ 
gen Juda B. namhaft. Laut beſchworner Ausſage dieſer vom Gemeinde⸗ 
vorſteher für vollkommen glaubwürdig bezeichneten Zeugen hat die Geſuch— 
ſtellerin (Tochter des Majer O.) ungefähr im Jahre 1835 den Jankel H. 
nach iſraelitiſchem Gebrauche geheiratet. Ob dieſe Ehe auch nach bürger— 


) Vergl. die Mittheilung in Nr. 5, S. 18 des Jahrganges 1873 dieſer 
Zeitſchrift. 


lichen Geſetzen giltig geweſen ſei, vermochten die Zeugen nicht anzu⸗ 
geben. In die Trauungsmatrik wenigſtens wurde dieſe Ehe nicht 
eingetragen. Dem Umſtande, daß die Ehe nur nach iſraelitiſchem Ge⸗ 
brauche geſchloſſen wurde, wurde von der Witwe nicht widerſprochen. 
Weiters beſtätigten die Zeugen, daß in dieſer Ehe im Jahre 1852 ein 
Sohn geboren wurde, welchem man den Namen Majer gab und 
daß ſie bei deſſen Beſchneidung anweſend waren. Im Jahre 1854 
ſei in dieſer Ehe weiters eine Tochter geboren worden, die man 
Efter nannte. Die Identität der benannten Kinder wurde amtlich 
conſtatirt. Zeugen jedoch, daß die Ehe eine nach bürgerlichen Geſetzen 
giltige war, konnte die Geſuchſtellerin nicht namhaft machen. Tag 
und Monat der Geburt der obgenannten Kinder vermochten die Zeu— 
gen nicht anzugeben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in S. legte dieſe Erhebungen der 
Statthalterei mit dem Antrage vor, dieſe Kinder als uneheliche in 
die Matrikenbücher der Gemeinde G. eintragen zu laſſen. ö a 

Die Statthalterei erließ den Beſcheid, daß dem Geſuche der 
Freude H. keine Folge gegeben werde, weil die vernommenen Zeugen 
die zur nachträglichen Matriculirung der gedachten Kinder nothwendi⸗ 
gen Beweiſe und Daten nicht geliefert haben. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung hat die Bittſtellerin den 
Miniſterialrecurs ergriffen, worin ſie ausführte, daß aus den Zeugen⸗ 
ausſagen zweifellos hervorgehe, daß Majer und Eſter ihre Kinder ſind, 
daß ſomit deren Eintragung in die Geburtsmatriken um ſo weniger 
einem Anſtande unterliegen könne, als die eheliche Abſtammung der— 
ſelben vorläufig gar nicht in Frage ſteht. Sie wolle eben nur die 
Militärbefreiung ihres Sohnes Majer, von deſſen Unterſtützung fie 
abhänge, erwirken. 4 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. Jänner 1875, 
3. 17.538 ex 1874 in der Rückſicht, daß die Abſtammung dieſer 
Kinder von der Bittſtellerin erwieſen iſt, dem Recurſe Folge gegeben und die 
Statthalterei angewieſen, die in Rede ſtehenden Eintragungen und 
zwar in Betreff des Alters nach Maßgabe der vorliegenden Zeugen— 
ausſagen zu verfügen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hauptitenereinnehmer Anton Ja kopig zu Görz 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Willibald Edlen v. Gunz senior in 
Wien den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Eduard Schmid zum 
Rechnungsrathe bei der Finanzdirection in Linz ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle im Bereiche der nieder⸗oſterr. Finanzbehörden mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 47.) 

Stelle des zweiten Magiſtratscommiſſärs beim Magiſtrate Klagenfurt mit 
1100 fl. Gehalt, 100 fl. Activitätszulage und 100 fl. Quinquennalzulage, Penſions⸗ 
fähigkeit, bis 20. März. ; 

Archivarsſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Innsbruck und eine Oberamtsofft⸗ 
cialsſtelle in Wien, beide in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Oberamtsoffteials⸗ 
ftelfe in der neunten Rangsclaſſe bei einem der k. k. Lottoämter, dann einige Officials⸗ 
und Afſiſtentenſtellen in der zehnten, beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 51.) = 8 A 

Bezirkshauptmaunsſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 20. 
März. (Amtsbl. Nr. 52.) 85 ; 

Rechnungsofficialsſtelle bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden in 
der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis 27. März. (Amtsbl. Nr. 53.) 1 

Salinen Hauptcaſſiersſtelle im Status der k. k. Salinenverwaltungen in 5 
Alpenländern mit dem eventuellen Dienſtorte Hallein mit der achten Rangsclaffe, Ac⸗ 
tivttätszulage oder Naturalwohnung, Sal deputat, gegen Caution, bis 6. April (Amts, 
blatt Nr. 53.) 1 

Proviſoriſche Armenarztesſtelle für den X. Wiener Gemeindebezirk Favoriten 
mit 300 fl. Jahresremuneration, bis 26 März. incl. (Amtsbl. Nr. 54.) 


Von den früheren Jahrgängen der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ find die Jahrgänge I und II 
(weil nicht complet) um den Preis von je 2 fl. 50 kr., die 
Jahrgänge III bis incl. VII um den Preis von je 3 fl. 
ſammt Judexen durch die Adminiſtration der Zeitſchrift 
oder durch Moritz Perles! Buchhandlung, Wien, Spiegel⸗ 
gaſſe 17 zu beziehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


